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Der Deutsche Kinderschutzbund Bundesverband e.V. fordert die Umsetzung des 
Kinderrechtes auf Bildung und Teilhabe 

Der Deutsche Kinderschutzbund Bundesverband e.V. (DKSB) fordert das Kinderrecht auf Bil-

dung und Teilhabe. Alle Kinder und Jugendliche sollen in Deutschland unter Absicherung ihres 

soziokulturellen Existenzminimums aufwachsen. Denn aus armen Kindern werden oft arme Ju-

gendliche und in der Folge oft arme Erwachsene und arme Rentner. Um diesen Kreislauf zu 

durchbrechen, muss das kindliche Existenzminimum für alle Kinder in Deutschland gesichert 

sein. Dazu gehören auch Bildung und Teilhabe, um bereits früh gleiche Startchancen zu ge-

währleisten. Dies wollen wir durch eine einfache und transparent berechnete Kindergrundsiche-

rung gewährleisten, die  sich an dem orientiert, was Kinder tatsächlich brauchen. Daneben ste-

hen Investitionen in die Infrastruktur für Kinder und ihre Familien vor Ort. 

Berlin, 17.07.2017 

(K)ein Kinderrecht auf Bildung und Teilhabe!? 

Das Recht eines jeden Kindes auf Bildung und Teilhabe wird in Artikel 28 und 29 der UN -
Kinderrechtskonvention festgeschrieben. So soll Chancengerechtigkeit ermöglicht und 
gewährleistet werden, dass jedes Kind seine Persönlichkeit, seine Begabungen und die 
geistigen und körperlichen Fähigkeiten voll zur Entfaltung bringen kann. Immer noch 
entscheidet zu oft die soziale Herkunft über den Bildungserfolg. Aktuell wächst eine Viel-
zahl der Kinder in Deutschland in Armut auf – insgesamt sind es mehr als 2,5 Millionen 
Kinder, die von staatlichen Leistungen abhängig sind. Dagegen können einfache und un-
mittelbare Zugänge zu Bildung und Teilhabe dabei helfen, den Armutskreislauf wirksam 
zu durchbrechen. Investitionen in Bildung und Teilhabe tragen langfristig dazu bei, Kin-
derarmut zu verringern. 

BILDUNGS- UND TEILHABEPAKET VERBESSERT BILDUNGSCHANCEN NICHT  

Eine wichtige Bedeutung kommt der frühkindlichen und schulischen Bildung sowie auch 
der guten Gestaltung von Übergängen von der Schule in den Beruf zu. Aktuell besuchen 
beispielsweise deutlich weniger Kinder unter drei Jahren, die mit Armutsrisiko aufwach-
sen, eine Kindertageseinrichtung als Kinder aus reicheren Familien.  So sind bereits die 
Startchancen höchst unterschiedlich. Die Schule kann diese ungleichen Startchancen oft 
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nicht kompensieren, die Unterschiede verfestigen sich. Vielfach mit dem Ergebnis, dass 
ein schlechter oder kein Schulabschluss den Einstieg in den regulären Arbeitsmarkt deut-
lich erschwert und dadurch zu einem Verbleiben im Übergangssystem oder zu prekärer 
Beschäftigung führt. Um Bildungschancen zu verbessern und Kinder aus ärmeren Fami-
lien stärker zu unterstützen wurde 2011 das sogenannte Bildungs- und Teilhabepaket 
eingeführt, das mehr als sechs Jahre nach seiner Einführung als weitgehend gescheitert 
angesehen werden kann. Die restriktive Gewährung der Nachhilfe (die bei Erfolg sofort 
wieder eingestellt wird), das in der Höhe deutlich zu niedrige Schulbedarfspaket von 100 
Euro im Jahr als auch das Budget für Teilhabe von 10 Euro im Monat, machen die Un-
gleichheit deutlich, anstatt zu einer Verbesserung der Bildungschancen zu führen. Dar-
über hinaus fließt ein großer Anteil der gesamten Mittel in die bürokratische Verwaltung 
des Paketes.  

BERECHNUNG DES KINDLICHEN EXISTENZMINIMUMS STEHT AUF WACKLIGEN FÜßEN 

Die Kinderregelsätze im Sozialgesetzbuch II und XII werden von der Bundesregierung 
systematisch kleingerechnet. Bildung und soziokulturelle Teilhabe garantieren sie nicht. 
Der DKSB hat – genauso wie viele Verbände und Gewerkschaften – immer wieder darauf 
hingewiesen, dass sowohl die Datenbasis zur Berechnung völlig unzureichend ist als auch 
den kindlichen Bedarf nicht abdeckt. Bedarfe für Bildung und Teilhabe wurden fast voll-
ständig ausgenommen, da sie über das Bildungs- und Teilhabepaket abgedeckt werden 
sollen, das nicht alle Kinder gleichermaßen erreicht. In der Folge wird das soziokulturelle 
Existenzminimum nicht für alle Kinder in Deutschland gleichermaßen gewährleistet. 
Chancengerechtigkeit fehlt damit bereits von Anfang an. Nach unserem Verständnis ge-
hört das Bildungs- und Teilhabepaket abgeschafft, denn jedes Kind muss unbürokrati-
schen und unmittelbaren Zugang zu allen Institutionen, Förder- und Teilhabemöglichkei-
ten haben. Dazu gehören neben Kita, Schule, Berufsausbildung auch die Zugänge zu Ver-
einen und zur Nachhilfe. 

 Wir fordern, die Neuberechnung des kindlichen Existenzminimums , zu dem 
selbstverständlich auch die Bedarfe für Bildung und Teilhabe gehören. Dieses, auf 
einer verlässlichen Datenbasis berechnete Kinderexistenzminimum, muss durch 
eine einfache, unbürokratische, sich an den tatsächlichen Bedarfen orientierende 
Kindergrundsicherung gewährleistet werden. 

 
 Gleichzeitig fordern wir die Stärkung der Infrastruktur für Kinder und ihre 

Familien vor Ort. Dazu gehört die Stärkung der Kinder- und Jugendhilfe genauso 
wie die Förderung der Sport-, Kultur- und Bildungsangebote.  

 
 
 
 
Dieser Info-Brief wurde von Jana Liebert, Deutscher Kinderschutzbund e.V. ( liebert@dksb.de, Tel. 030-21480922) ver-
fasst. „Die Umverteiler klären auf“ erscheint regelmäßig und informiert über Argumente und Forderungen des zivilge-
sellschaftlichen Bündnisses „Reichtum umverteilen - ein gerechtes Land für alle“. Über 30 Verbände und Organisatio-
nen haben sich zusammengeschlossen und vertreten gemeinsam Millionen von Menschen und deren Interessen. Das 
Bündnis setzt sich für bessere soziale Absicherung, höhere öffentliche Investitionen, einen sozial -ökologischen Um-
bau und die Bereitstellung bezahlbarer Wohnungen ein. Wir sind überzeugt, mit mehr Steuergerechtigkeit können wir 
das finanzieren und ein gerechtes Land für alle schaffen!  
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